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Arbeitslosendeputation im Rathaus .Im Anschlussan die von derkommuni¬
stischen Partei veranstaltete Arbeitslosendemonstrationerschienenauch
Vertreter der Arbeitslosenim Rathaus ,umbeimBürgermeisterverzusprechen .
BürgermeisterSeitz ersuchtedenReferentenfür Sozialpolitikamtsführen¬
denStadtratProfessorTandler,dieAbordnungzuempfangen.DieDepntation
stellte eine Reihe von Forderungen ,zu denen Stadtrat Tandler wie folgt Stel¬
lungnahm :

Die Behauptung ,dass die Gemeindekeine Kohlenkartenausgebe ,ist absolut
unrichtigt ; eswurden bereits 76 . 100ausgegeben und wird diese Aktionnoch
fortgesetzt .DieF,ischmilchaktionfür Säuglinge ,die schonseit Jahrenbesteh
wirdebenfallsfortgesetzt ,ja eswurdevorlängererZeitverfügt ,sieauch
aufdie KindervonArbeitslosenbis zumzweitenLebensjahrauszudehnen .Auch
die Errichtung von Tagesheimstätten wird nach der Massgabedererlangbaren
Lokalefortgesetztwerden .DieForderungnachAuspeisungvonKindernArbeits¬
loserist überflüssig ,daseit JahrendieAuspeiseaktionderGemeindebesteh¬
WennBeschwerdegeführt würd ,dass Kinder von Arbeitslosen nicht ausgespeist
werden ,so müssendiese Beschwerdenan die Eltern gerichtet werden,die die

Anmeldungunterlassenhaben. DieweitereForderung,dassGemeindepensionåsten
verhindertwerden ,einenBerufauszuüben ,mussdahinbeantwortetwerden ,dass
die Gemeindekein Rechtsmittelhabe ,auf die PensionistenentsprechendenEin
fluss zunehmen,EntscheidendindieserFragewäreausschliesslichdieBundes
gesetzgebung .Ueberstunden ,durchderen Abschaffungdie MöglichkeitderEin¬
stellung neuerKräftesich ergabe ,wurdenbei der Gemeindeauf Einschreitend
Gewerkschaften schon seit langem überhaupt abgeschafft .Das hat tatsächlich
zur Einstellungeiner erheblichenZahlbisherArbeitslosergeführt .Dasses
gewisseZweigeder Verwaltung ,insbesonderedasVerkehrswesen,giht,woeszu
LeistungvonUeberstundenkommenmuss ,liegt in demCharakterderBetriebs¬
führungundist unvermeidlich .DasErsuchenhinsichtlich derStrassenbahn¬
fahrkarten wird an die zuständige Stelle weitergeleitet und Stadtrat Tandlwerdesich für eine genauePrüfungeinsetzen .SchliesslichwiesStadtrat
Tandlernochdarauf hin ,dass diezAuszahlungeiner einmaligenUnterstützun
vonfünfzig Schilling für jeden ArbeitslosenundnacheinerSonderbehand¬lung beimGas - undStrombezugkeine Aussichtauf Erfüllunghabenkönne .Eswurde ferner festgestellt ,dass nach der Verfassung die Arbeitslosenfrage e .
Angelegenheit des Bundes ist . DieGemeinde leistet hiezu die nach dem Besetz

vorgeschriebenen Beiträge von jährlich vielen Millionen Schilling .Ueberdies
hat sie ihren gesamten Fürsorgeapparat in den Dienst der Arbeitslosenfürsor
ge gestellt ; rundfünfzig Prozent des Fürsorgebudgets kommenausschliesslichden Arbeitslosen und ihren Familienmitgliedern zugute . .63 e —„ "*Forderungnach
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